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Die Frist des Onlinezugangsge-
setzes ist aber auch für die bayeri-
sche Digitalministerin nicht we-
sentlich: „Digitalisierung ist eine
Daueraufgabe und nie als abge-
schlossen zu betrachten, weil im-
mer wieder neue technische Ent-
wicklungen, Dienste und Aufga-
ben dazukommen.“ Der Freistaat
werde aber weiter seiner Rolle ge-
recht bleiben: „Als Vorreiter, der
zeigt, wie es gehen kann, und als
Stachel im Fleisch der Bundespo-
litik.“

Konkrete Sanktionen drohen
ohnehin weder nach Ende dieses
Jahres noch 2025, sollte in einem
neuen Gesetz eine neue Frist für
die Umsetzung der digitalen Ver-
waltung gesetzt werden. Auf sei-
ner Internetseite hat das Bundes-
innenministerium schon mal vor-
gebaut, dass die Hürde am Jahres-
ende gerissen wird: „Mit Blick auf
2022 wird der Erfolg der Digitali-
sierungsprogramme nicht nur da-
ran gemessen werden, ob alle Ver-
waltungsleistungen online verfüg-
bar sind, sondern vor allem daran,
wie hoch Akzeptanz und Nutzung
bei Bürgerinnen und Bürgern so-
wie Unternehmen sind.“
> THORSTEN STARK

„Der Bund darf hier nicht zum
Bremser werden“, sagt sie.

Aus Sicht der Ministerin hat
Bayern seine Hausaufgaben bei
der Umsetzung gemacht: „Wir
sind in Deutschland Spitzenreiter
bei digitalen Angeboten in der
Fläche. Im rein zahlenmäßigen
Vergleich der umgesetzten OZG-
Leistungen der Bundesländer liegt
Bayern mit 288 Services auf Platz
zwei.“ Ganz vorne befindet sich
dabei Nordrhein-Westfalen mit
372 Leistungen. Bis Ende des Jah-
res sollen im Freistaat die restli-
chen selbst entwickelten staatli-
chen Leistungen digitalisiert sein.

Auch bei den Kommunen sehe
sie eine große Dynamik, erklärt
Gerlach. Die Zahl der online zur
Verfügung gestellten Dienste neh-
me stetig zu. Seinen Umzug inner-
halb der Gemeinde oder Verwal-
tungsgemeinschaft kann man Ger-
lach zufolge bereits in 1109 Be-
hörden online melden. Spitzenrei-
ter der bayerischen Kommunen ist
übrigens die Stadt Nürnberg. 248
Verfahren können online abgewi-
ckelt werden. Die Landeshaupt-
stadt München liegt mit 164 Ver-
fahren nur auf Platz drei, hinter
Augsburg (171).

OZG mit einem Rechtsanspruch
der Bevölkerung auf digitale Ver-
waltungsleistungen ab dem 1. Ja-
nuar 2025 eingebracht, der nach
der Debatte in den Innenaus-
schuss verwiesen wurde.

Gerlach: Es braucht eine
Grundgesetzänderung

Es brauche eine Weiterentwick-
lung des Gesetzes, sagt Bayerns
Digitalministerin. Sie fordert eine
Grundgesetzänderung, ähnlich
wie beim Digitalpakt Schule, um
auch direkte Investitionen in die
Digitalisierung der Kommunen zu
ermöglichen, dort, wo E-Govern-
ment zu 90 Prozent stattfinde. Die
bisherige Förderung laufe nämlich
an den Kommunen vorbei.

Dazu fordert Gerlach schnellere
digitale Lösungen für die Wirt-
schaft. Ein von Bayern auf den
Weg gebrachtes bundesweites Un-
ternehmenskonto müsse dringend
weiterentwickelt werden, außer-
dem brauche es laut Gerlach eine
einheitliche Unternehmensplatt-
form, auf der Betriebe alle für sie
nötigen Serviceleistungen finden.

führt, sodass künftig weniger Geld
zur Verfügung steht. Mehrere Bun-
desländer, darunter Bayern, hatten
sich schon darüber beklagt, genau-
so wie über die Tatsache, dass
auch noch klare Aussagen des
Bundes fehlen, wie die Mittel ab
kommendem Jahr verteilt werden.

„Wir brauchen hier dringend
Planungssicherheit“, kritisiert Ju-
dith Gerlach (CSU), die bayeri-
sche Digitalministerin, auf Anfra-
ge der Bayerischen Staatszei-
tung. „Sollten die zugesagten Mit-
tel für Verwaltungsprojekte der
Länder nächstes Jahr nicht zur
Verfügung stehen, ist die gesamte
Umsetzung in Gefahr.“ Als Bei-
spiel nennt sie den Förderfinder in
Bayern, mit dem staatliche För-
derleistungen digitalisiert werden
sollen. Laut Gerlach sind bereits
„erhebliche Finanzmittel“ inves-
tiert worden, ohne weitere Förde-
rung drohe dem Projekt aber das
Aus. „Hier kann sich die Ampel-
Koalition nicht aus der Verant-
wortung stehlen“, sagt sie.

Bisher gibt es auch kein Nach-
folgegesetz für das auslaufende
OZG. Die Unionsfraktion hat im
Bundestag am 9. November einen
Antrag auf eine Fortführung des

gabe elektronisch, doch in den
Verwaltungen würde man immer
noch Akten physisch hin- und her-
schicken und Papiere ausdrucken.
Das sei bloße „Schaufensterdigita-
lisierung“.

Mit der Umsetzung betraut ist
der IT-Planungsrat, ein Steue-
rungsgremium besetzt mit Vertre-
ter*innen aus Bund und den Län-
dern. Neu gegründet worden war
dazu auch die Anstalt Föderale IT-
Kooperation, die sich verwal-
tungsebenenübergreifend für eine
faire Umsetzung, wirksame Ver-
netzung und wirkungsvolle Bün-
delung von Ressourcen und Kom-
petenzen einsetzen sollte. In die-
sem Jahr wurde ein Registerbeirat
eingerichtet, der bei der Umset-
zung der Registermodernisierung
beratend eingreifen soll. Für Au-
ßenstehende ist kaum ersichtlich,
wie weit die Umsetzung des Pro-
jekts tatsächlich ist.

Das Bundesinnenministerium
verweist auf das Dashboard Digi-
tale Verwaltung auf der Home-
page des OZG. Darauf sei visuell
abgebildet, wie weit einzelne Ver-
waltungsleistungen schon digital
vorhanden sind. Bis Ende des Jah-
res arbeite man auch an einer
technischen Lösung, „welche die
Nutzungsdaten der einzelnen On-
line-Leistungen über die Schnitt-
stellen in den jeweiligen Behörden
in ganz Deutschland abrufen, zen-
tral zusammenführen und aus-
wertbar machen wird“, wie es in
einer Antwort auf die Kleine An-
frage der Linksfraktion im Bun-
destag heißt.

Auf zumindest 35 Verwaltungs-
leistungen, die bis zum Jahresende
bundesweit flächendeckend ver-
fügbar sein sollen, hatte sich der
IT-Planungsrat Mitte dieses Jahres
verständigt. Darunter befinden
sich Vorgänge wie Ummeldung,
Einbürgerung, Eheschließung,
Waffenerlaubnisse sowie die Kfz-
An- und -Abmeldung. Doch es
wird auch nicht gelingen, dieses
Ziel zu erreichen.

Ein viel gewichtigeres Problem
ist allerdings die weitere Finanzie-
rung des Projekts. Denn mehr als
eine Milliarde Euro aus dem Coro-
na-Konjunkturpaket waren für die
Umsetzung der Digitalisierung be-
reitgestellt worden. Das Paket
wird allerdings nicht weiterge-

Das Onlinezugangsgesetz sieht vor, dass sämtliche Verwaltungsleistungen bis Ende des Jahres digital vorhanden sein sollen – doch davon sind die Behörden weit entfernt

Digital – ist doch egal!
Bis Ende dieses Jahres sollen Bund, Länder und Kommunen
all ihre Verwaltungsleistungen auch digital anbieten. So
regelt es das 2017 noch von der Großen Koalition erlassene
Onlinezugangsgesetz (OZG). Doch wenige Wochen vor
Ablauf der Frist ist längst klar: Dieses Ziel wird nicht
erreicht – bei Weitem nicht.

Nach wie vor kann man auch in Bayern viele Verwaltungsleistungen nicht digital erledigen. FOTO: DPA/LUISA HOFMEIER

Selbst die 35 Leistungen, auf de-
ren Priorisierung sich alle am Pro-
zess Beteiligten im Mai dieses Jah-
res geeinigt hatten, werden wie
vorgesehen bis Jahresende bun-
desweit digital verfügbar sein.
Auch in Bayern wird es noch eini-
ge Zeit dauern, bis man den Be-
hördengang komplett durch
Smartphone, Tablet oder Compu-
ter ersetzen kann. Nicht einmal
die weitere Finanzierung des Pro-
jekts ist derzeit gesichert.

Der Aufwand ist natürlich ge-
waltig: Mehr als 6000 Verwaltungs-
leistungen, zusammengefasst zu
575 Leistungsbündeln, waren im
Vorfeld der Erstellung des OZG
identifiziert worden. Erster Schritt:
die Digitalisierung all dieser Leis-
tungen. Und dann braucht es eine
IT-Infrastruktur, die den Bür-
ger*innen und Unternehmen auch
den einfachen Zugang dazu er-
möglicht. Das Gesetz schreibt vor,
die Leistungen auf Portalen anzu-
bieten und diese auch miteinander
zu vernetzen, damit nicht digital
ein neues Klein-Klein entsteht.

Fünf Jahre, so zeigt es sich, wa-
ren dafür offenbar nicht genug.
„Es ist erschreckend, dass bis jetzt
gerade einmal 16 digitale Verwal-
tungsleistungen flächendeckend
verfügbar sind und davon nur
zwei Landesleistungen“, hatte Ul-
rich Silberbach, der Chef des dbb
Beamtenbund und Tarifunion, be-
reits im September 2021 moniert.

Es gibt immer noch kein
Nachfolgegesetz

Ein Jahr später, im August dieses
Jahres, stellte Anke Domscheit-
Berg, digitalpolitische Sprecherin
der Linksfraktion im Bundestag,
in ähnlichen Worten fest: „Der Di-
lettantismus, mit dem nach wie vor
das Megaprojekt Verwaltungsdigi-
talisierung angegangen wird, ist er-
schreckend und desillusionie-
rend.“ Auch wenige Monate, be-
vor das Gesetz umgesetzt sein soll-
te, gebe es noch immer keine ver-
bindlichen Standards und Schnitt-
stellen, „ohne die eine flächende-
ckende Verwaltungsdigitalisierung
gar nicht umsetzbar ist“. Zudem
sei bei vielen schon umgesetzten
Leistungen zwar die Formularein-

Die Buchreihe „Täter Helfer Trittbrettfahrer“ nimmt Bayern auf lokaler Ebene ins Visier

Chamäleonhafte Karrieristen auf Kommunalebene
Über die nationalsozialistische

Führungsriege wurden schon
ganze Bibliotheken geschrieben.
Kein noch so belangloses Detail
blieb im Dunkeln. Für die Voll-
strecker auf der unteren Ebene
dagegen interessierte sich jahr-
zehntelang kaum jemand. Wer
war eigentlich Bürgermeister in
unserer kleinen Stadt während
der NS-Zeit? Welcher städtische
Dezernent hat die Enteignung der
Juden, die „Arisierung“, praktisch
umgesetzt? Wie hießen die Ge-
stapo-Schergen in der Region?
Auf solche Fragen gab es lange
entweder gar keine Antwort, oder
das Wissen ging über Gerüchte
kaum hinaus.

Seit zwölf Jahren ändert sich das
grundlegend. Seit 2010 erscheint
die auf zwanzig Bände angelegte
Buchreihe Täter Helfer Trittbrett-
fahrer, die sich der „lokalen NS-
Täterforschung“ in Süddeutsch-
land widmet, und zwar „unter bio-
grafischem Ansatz, faktenbasiert
und quellenorientiert“. Die einzel-
nen Bände sind geografisch aufge-
teilt, die bis 2019 erschienenen
ersten zehn Bände decken Baden-
Württemberg ab, weitere zehn
Bände werden Bayern beleuchten.

Die ersten vier bayerischen Bände
sind bereits erschienen, 2021
Band 11 (Nordschwaben/Neu-
burg) und Band 12 (Allgäu), zu-
letzt Band 13 (Niederbayern) und
Band 14 (Oberpfalz); Band 15
(Mittelfranken) folgt in Bälde.

Herausgeber Wolfgang Proske
ermunterte jüngst bei mehreren
Vorstellungen des Oberpfalz-Ban-
des vor großem Publikum in Re-
gensburg dazu, die Archive in
Anspruch zu nehmen, vom Stadt-
archiv über die Staatsarchive bis
zum Bundesarchiv. Hier schlum-
mere ein ungeahnter Schatz an
Informationen, etwa die Spruch-
kammerakten, die vornehmlich
im Staatsarchiv München zu fin-
den seien, da dort die Revisions-
verhandlungen stattfanden. Letz-
tere waren dem promovierten
Historiker zufolge sehr beliebt:
„Die Revision führte zu 98 Pro-
zent zu einer milderen Strafe.“

So ist es auch bei Hans Herr-
mann, der 1924 mit 35 Jahren für
die Bayerische Volkspartei (BVP)
zum Zweiten Bürgermeister von
Regensburg gewählt wird, 1933
von den Nazis in dieser Funktion
glatt übernommen wird – Herr-
manns NSDAP-Eintritt erfolgt

wegen einer Aufnahmesperre
1933 erst 1935 – und 1945 ebenso
nahtlos von den Amerikanern als
Chef der Stadtverwaltung behal-
ten wird. 1952 wird das CSU-
Gründungsmitglied Herrmann
schließlich zum Oberbürgermeis-
ter gewählt und 1956 im Amt be-
stätigt.

Boll stellte sich als
Widerstandskämpfer dar –
das war er überhaupt nicht

Diese von Hans Simon-Pelanda
eindringlich beschriebene sagen-
haft-chamäleonhafte Karriere ei-
nes BVP-NSDAP-CSU-Politikers
war nur möglich, weil das Urteil
der Spruchkammer, die Herrmann
1946 als „belastet“ einstufte, in
der Berufung 1947 mithilfe eines
ganzen Stapels prominenter Per-
silscheine und der Fürsprache ei-
nes CSU-Ministers in einen De-
facto-Freispruch umgewandelt
wird: „Mitläufer, 500 RM Strafe –
und der fähige Mann steht wieder
für wichtige Aufgaben zur Verfü-
gung.“ Erst 2015 rückt die Stadt

Regensburg von ihrem 1959 im
Amt verstorbenen Ehrenbürger ab
und benennt die Hans-Herrmann-
Schule auf Empfehlung des Kul-
tusministeriums um.

Ein noch intaktes Regensburger
Denkmal schießt Robert Werner
mit seinem Beitrag über Walter
Boll zielsicher vom Sockel. Dem
Museumsdirektor und Kulturde-
zernenten gelang ein ähnlich ge-
schmeidig-unaufhaltsamer Auf-
stieg von den 20er-Jahren bis zu
seinem Tod 1985. Bis heute ist
Boll in Regensburg hochgeachtet,
im Historischen Museum der
Stadt ehrte man ihn noch zu Leb-
zeiten mit einer Bronzebüste, die
erst jetzt, nach Werners Enthül-
lungen, wankt.

Walter Boll, so haben Robert
Werners langjährige Archivre-
cherchen ergeben, stellte sich
nach 1945 erfolgreich als regel-
rechter Widerstandskämpfer dar.
In Wahrheit war er ein begnadet-
opportunistischer Büttel der NS-
Terrorherrschaft. Bereits 1936
war im Regensburger Kunst- und
Gewerbeverein eine Ausstellung
mit dem Titel Entartete Kunst zu
sehen – eine Vorgängerausstel-
lung der berüchtigten Münchner

Schau von 1937. Initiator und
Organisator des vorauseifernden
Geifers gegen die moderne Kunst:
Walter Boll. Auch an „Arisierun-
gen“, sprich der Beraubung der
jüdischen Bevölkerung, war Boll
als Gutachter beteiligt.

Als Adolf Hitler im Juni 1937 in
Regensburg nächtigte, war Boll
Monate zuvor damit beschäftigt,
für den „Führer“ im Alten Rat-
haus mit „eigens organisierten
Dekorationsgegenständen und
durch bauliche Veränderungen
ein kaiserliches Ambiente zu si-
mulieren“. Auch Walter Boll ist
Ehrenbürger der Stadt. Kulturre-
ferent Wolfgang Dersch ver-
spricht angesichts der neuen Fak-
tenlage: „Wir werden das Thema
Boll nicht unter den Teppich keh-
ren.“ > FLORIAN SENDTNER

Wolfgang Proske,
Täter Helfer Tritt-
brettfahrer, Band
14: NS-Belastete
aus der Oberpfalz,
Kugelberg Verlag,
Gerstetten, 2022,
23,99 Euro.
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Fast vier Fünftel aller ukraini-
schen Schüler*innen in den Brü-
ckenklassen sind nach Einschät-
zung von Lehrkräften nicht gut in
ihren jeweiligen Schulen integriert.
Mehr als die Hälfte der Lehrenden
(54 Prozent) bewertete die Integrati-
on als eher schlecht, 22 Prozent gar
als eindeutig schlecht. Dies ergab
eine Umfrage des Bayerischen Phi-
lologenverbands unter mehr als
3000 Lehrkräften an Gymnasien
und Beruflichen Oberschulen, die
der Deutschen Presse-Agentur vor-
ab vorlag. Von den Befragten unter-
richtete gut ein Drittel (37 Prozent)
mindestens 16 Schüler*innen in ih-
rer Brückenklasse. In 41 Prozent
der Klassen sitzen elf bis 15 Ge-
flüchtete. Kleinere Klassen mit bis
zu zehn Kindern unterrichtet laut
Umfrage nur gut ein Viertel aller
Lehrkräfte. Vier Fünftel der zu Un-
terrichtenden nehmen zudem zu-
mindest teilweise am ukrainischen
Online-Unterricht teil. In den eigens
eingerichteten Brückenklassen be-
kommen die Kinder der Jahrgangs-
stufen fünf bis neun neben Mathe-
und Englischunterricht vor allem in-
tensiven Deutschunterricht, um da-
nach am Regelunterricht teilneh-
men zu können. > DPA

Lehrkräfte: Kinder
aus Ukraine meist
schlecht integriert


